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Bern, 11.3.2019 

Medizinische Massnahmen der IV und Kostenkontrolle der Hilfsmittel (EFK-16143)­ 
Berichtsveröffentlichung 

Am 6. Februar haben Sie mich gebeten, zum oben erwähnten Bericht, der demnächst veröffentlicht 
wird, Stellung zu nehmen. Bereits in seinem Positionspapier vom September 2018 hat das BSV fest­ 
gehalten, dass die Umsetzung der EFK-Empfehlungen in die aktuelle Revision des lnvalidenversiche­ 
rungsgesetzes (BBI 2017 2535) eingeflossen ist. Das BSV ist deshalb der Ansicht, dass die Umset­ 
zung Ihrer Empfehlungen erst dann weiter konkretisiert werden kann, wenn die Entscheide des Par­ 
laments vorliegen. Ein erster Schritt dazu wurde mit den Debatten im Nationalrat über die Vorlage zur 
Weiterentwicklung der IV in seinen Sitzungen vom vergangenen 6. und 7. März gemacht. 

Der Nationalrat hat die Vorschläge des Bundesrates in den Grundzügen gutgeheissen. Aber in zwei 
Punkten - die im direkten Zusammenhang mit den Empfehlungen der EFK stehen - wurde der Wort­ 
laut abgeschwächt respektive eine neue Regelungskompetenz für den Bundesrat gestrichen. 

1. Der Artikel 14 E-IVG «Umfang der medizinischen Massnahmen und Voraussetzungen für die 
Leistungsübernahme» wird in Absatz 2 wie folgt ergänzt: « Die medizinischen Massnahmen 
müssen wirksam, zweckmässig und wirtschaftlich sein. Die Wirksamkeit muss nach wissen­ 
schaftlichen Methoden nachgewiesen sein ». Um die Finanzierung von seltenen Krankheiten 
durch die IV sicherzustellen, will der Nationalrat die Anforderung an den Wirksamkeitsnachweis 
bei seltenen Krankheiten senken. Absatz 2 soll gemäss einstimmigen Beschluss des Nationalra­ 
tes dazu um folgenden Passus ergänzt werden: « Im Fall von seltenen Krankheiten wird dabei 
die Häufigkeit des Auftretens einer Krankheit berücksichtigt ». 

2. Zudem hat der Nationalrat mit 119 zu 58 Stimmen bei einer Enthaltung entschieden, Artikel 141
er 

Absatz 2 E-IVG zu streichen. Dieser sieht vor, dass der Bundesrat Beginn und Dauer des An­ 
spruchs auf einzelne medizinische Massnahmen regeln und Leistungen bezeichnen kann, deren 
Kosten die Versicherung nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen übernimmt. Durch die 
Aufhebung der Befugnis des Bundesrates, eine Verordnung in diesem Bereich erlassen zu kön­ 
nen, würde man der IV ein Instrument zur besseren Leistungs- und Kostensteuerung vorenthal­ 
ten. 

Die Debatten im Nationalrat zeigen somit, dass die weiteren parlamentarischen Beratungen abgewar­ 
tet werden sollten. Denn erst dann liegt eine ausreichende und politisch tragfähige Rechtsgrundlage 
vor, um die Umsetzung der Empfehlungen der EKF im Bereich medizinische Massnahmen zu konkre­ 
tisieren. 
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